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Sondernummer GET Rundbrief Oktober 2023 

Liebe Freundinnen und Freunde 
der Gedenkstätte Ernst Thälmann!

V
or nunmehr 100 Jahren, am
23. Oktober 1923 um 5 Uhr
morgens, begann der Hambur-

ger Aufstand, der in die Geschichte
der deutschen und internationalen Ar-
beiterbewegung eingegangen ist.

Wir wollen mit diesem Extra-Rund-
brief u.a. die Lehren aus der Nieder-
lage des Hamburger Aufstandes
auflisten, wie sie von Ernst Thälmann
1925 dargestellt worden sind. Sie
sollten heute gründlich studiert wer-
den, um zukünftig Fehler für den
Kampf um die Befreiung der Mensch-
heit von Ausbeutung und Krieg zu
vermeiden. 

So hatte die Kommunistische Partei
mit Ernst Thälmann schnell daraus
gelernt und sich, z.B., mit der Aktion
„Fürstenenteignung“   und  der  am
10. Juli 1932 gegründeten „Antifaschisti-
schen Aktion“ an die Spitze der fortschritt-
lichen deutschen Arbeiterbewegung
gestellt.

Vergessen wir nicht die grausame
Konsequenz aus der Niederlage

von 1923

Der Widerstands- und Spanienkämp-
fer Erich (Vatti) Hoffmann schrieb
dazu in der „Hamburger Volkszeitung“
Nr. 95 vom 23.10.1948 anlässlich des
25. Jahrestages des Aufstandes: „ ...
Das, was 10 Jahre später eintrat, war
die zwangsläufige Frucht der Anti-
kommunistenhetze und der Toleranz
gegenüber den wirklichen Totengrä-
bern der Republik. Die geschichtliche
Entwicklung mit der Machtergreifung
des Faschismus, dem verbrecheri-
schen Krieg mit seinen katastropha-
len Folgen, hat die Hamburger
Oktoberkämpfer tausendfach ge-
rechtfertigt!“… 

Die Enttäuschung und Ernüchterung
über das Verhalten der Sozialdemo-
kratie jener Zeit zeigen sich in den
„Gedanken eines Sozialdemokraten“
aus dem Jahr 1924, hier in Auszügen
wiedergegeben.

Darin ist aufgeführt, dass trotz guter
Ernte in Deutschland 1923/24 fünf-
hunderttausend Menschen an Unter-
ernährung  gestorben  sind  und  jedes 
7. Kind nicht das 1. Lebensjahr er-
reichte! Nicht nur diesen Sozialdemo-
kraten packte angesichts der
grausamen Tatsachen Wut und Ent-
täuschung über seine Partei - die So-
zialdemokratische Partei
Deutschlands.

Ferner druckt die Gedenkstätte Ernst
Thälmann in diesem Rundbrief ganz
bewusst Zeugenaussagen, Aus-
schnitte aus Zeitungsartikeln und an-
dere Schlaglichter jener Zeit ab, die
alle Bestandteile unseres Archives
sind. Damit wollen wir deutlich ma-
chen, wie wichtig die Gedenkstätte
mit ihrem Archiv für die gesamte linke
Bewegung ist.

Das Wissen um den Kampf unserer
Klasse darf niemals verloren gehen
und sollte in die gesellschaftliche Ar-
beit einbezogen werden.

Diejenigen, die die Gedenkstätte un-
terstützen wollen, rufen wir zu:
Werdet Mitglieder im Förderverein!
Gerne könnt ihr euch auch persönlich
einbringen, sprecht uns dazu einfach
an. 
Die Gedenkstätte ist eine Waffe in
Zeiten der Geschichtsklitterung und
des Totschweigens unserer Ge-
schichte, der Geschichte der Arbeiter-
bewegung.
Lest und studiert die Geschichte der
deutschen und internationalen Arbei-
terbewegung!

Vorstand der 

Gedenkstätte 

Ernst Thälmann e.V.
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Richtlinien für den Klassenkampf,
Leitfäden für die Aktion. Gerade die
politische Situation, in der wir heute
stehen, fordert mit gebieterischem
Zwang von uns, daß wir die ge-
schichtliche Bedeutung und die Leh-
ren des Hamburger Aufstandes
vollkommen klar erkennen.

Was waren DIE URSACHEN DES
HAMBURGER KAMPFES? War es
nur die Agitation der Kommunisten,
waren es die Beschlüsse illegaler Ge-
heimorgane, wie die bürgerlichen Ge-
richte behaupten? Nein! Die Ursachen
liegen tiefer. Der Aufstand entsprang
weder dem blinden Zufall noch dem
freien Willen von ein paar Verschwö-
rern. Der Hamburger Aufstand ent-
sprang der revolutionären Situation
vom Herbst 1923. 

Der Herbst 1923 brachte die tiefste,
ganz Deutschland umfassende, alle
Schichten und Klassen der Bevölke-
rung ergreifende Krise der Bourgeoi-
sie. Der Ententeimperialismus hatte
seine Zerstörungsarbeit vollendet.
Der zehn Monate lange Ruhrkrieg war
für die deutsche Bourgeoisie verloren.
Die Markwährung, die beim Regie-
rungsantritt des Reichskanzlers Cuno
auf 8000 stand, stieg auf 4,5 und 

H
eute vor zwei Jahren, am 23.
Oktober 1923, stieg Hamburg
auf die Barrikaden. Getrieben

vom Elend der Inflationszeit, gedrängt
von der unerhörten Not der werktäti-
gen Massen, getragen vom Geiste
des Bolschewismus griff der beste, re-
volutionärste Teil der Hamburger Ar-
beiterschaft zum Gewehr und nahm
den Kampf gegen die kapitalistischen
Unterdrücker auf. 

Zwei Jahre sind seit dem 23. Oktober
1923 vergangen. Vieles hat sich in-
zwischen in Deutschland und in der
ganzen Welt geändert. Wir, die Kom-
munisten, sind zwar geschlagen wor-
den und mit uns die ganze deutsche
Arbeiterklasse. Die Stabilisierung des
bürgerlichen Deutschlands ist in ge-
wissem, begrenztem Umfang gelun-
gen. Die Bourgeoisie schöpft neue
Hoffnung. Das Proletariat durchlebte
ein Jahr der Entmutigung und des
Rückzuges. Wenn wir heute der zwei-
jährigen Wiederkehr des Hamburger
Straßenkampfes gedenken, so ge-
schieht das nicht aus dem bloßen
Anlaß, daß der Kalendertag des 23.
Oktobers wiederkehrt. Jubiläen sind
für die Kommunisten und den klas-
senbewußten Teil des Proletariats
nicht leere Gedenktage,  sondern 

6 Billionen. Die Arbeiter konnten für
ihre Löhne nichts mehr kaufen. Sogar
"die treuesten Diener des Staates",
die Beamten, begannen zu rebellie-
ren. Die Mittelschichten waren rui-
niert. Das Gespenst des Hungers
schritt durch Deutschland. Machtlos
standen die Regierungen der Bour-
geoisie dem Zerfall gegenüber. Stre-
semann, der damalige Reichskanzler,
erklärte nach dem Cuno-Streik, "daß
seine Regierung [vielleicht] die letzte
bürgerliche Regierung in Deutschland
[sein] werde". 

Bereits im Frühjahr 1923 begannen
riesenhafte Streikbewegungen im
Ruhrgebiet und in Oberschlesien.
Neue Wellen des Klassenkampfes
rollten in ganz Deutschland heran. Die
Arbeiter kämpften noch nicht um die
Macht, sondern nur um die dringend-
sten Tagesforderungen, um die Besei-
tigung der brennendsten Not. Der
Kampf vollzog sich noch vorwiegend
in "friedlichen" Formen. Während die
rechten Sozialdemokraten, die Soll-
mann und Severing, bereits im Bunde
mit den Reichswehrgeneralen und
den Polizeipräsidenten zur blutigen
Niederschlagung des Proletariats rüs-
teten, setzten die "linken" Sozialde-
mokraten  alles  daran,  die  Arbeiter-

weiter auf Seite 4
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Ernst Thälmann
Die Lehren des Hamburger Aufstandes 23. Oktober 1925
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Der Eintritt führender Kommunisten
gemeinsam mit den linken Sozialde-
mokraten in die sächsische Regie-
rung war nur dann richtig, wenn
dieser Schritt einem einzigen Ziel
diente: der Organisierung der Revolu-
tion, der Bewegung der Massen, der
Aufnahme des Kampfes in ganz
Deutschland.

Gerade dieses Ziel verlor die dama-
lige Leitung unserer Partei aus den
Augen. Unsere Führer benutzten ihre
Stellung in der sächsischen Regie-
rung nicht zur Entfesselung, sondern
zur Vermeidung des Kampfes. Koali-
tionspolitik war es nicht, daß sie in die
sächsische Regierung eintraten, son-
dern daß sie sich in dieser Regierung
übertölpeln und führen ließen, anstatt
die Arbeitermassen in den Kampf
gegen die Reichsregierung zu führen. 

Sie vergaßen, daß die Bewegung "in
eine höhere Kampfform" übergehen
mußte. Sie beschränkten sie auf den
"engen Rahmen", ja sie versuchten
sogar, den engen Rahmen der wirt-
schaftlichen und politischen Teil-
kämpfe noch "enger" zu spannen. Sie
gaben den Auftrag, bestehende
Streikbewegungen abzubrechen, da
"der entscheidende Kampf bevor-
stehe". 

schaft wehrlos zu machen, sie am
Machtkampf zu hindern, sie mit
Phrasen abzuspeisen, sie auf die
"friedlichen", parlamentarischen
Kampfformen der Vorkriegszeit zu-
rückzudrängen. Aber die Logik von
fünf Revolutionsjahren war stärker als
die Schurkerei der rechten und die
Feigheit der linken sozialdemokrati-
schen Führer.

Vom Moment des Sturzes der Cuno-
Regierung an sprang der Funke des
Bürgerkrieges durch Deutschland.
Schon vorher war an der Ruhr, in
Hannover, in Oberschlesien, in Bay-
ern und anderen Teilen Deutschlands
geschossen worden. Jetzt wurde es
mit jedem Augenblick klarer, daß eine
friedliche Entscheidung nicht mehr
möglich war. Der erbarmungslose ge-
waltsame Kampf zwischen Klasse
und Klasse wurde unvermeidlich. Aus
den Streiks wurden Zusammenstöße,
aus den Kundgebungen wurden blu-
tige Kleinkämpfe zwischen Arbeitern
und Polizei in Dutzenden deutscher
Städte. Es kam der Augenblick, von
dem Lenin in seinen "Lehren des
Moskauer Aufstands" im Jahre 1906
sprach: Es zeigte sich, "daß sich der
Generalstreik als selbständige und
hauptsächliche Kampfform überlebt
hat, daß die Bewegung mit elementa-
rer, unwiderstehlicher Gewalt diesen
engen Rahmen durchbricht und eine
höhere Kampfform, den Aufstand, ge-
biert".  

Diesem Augenblick näherten wir uns
im Oktober 1923 mit unheimlicher
Schnelligkeit. Eine unmittelbar revolu-
tionäre Situation war vorhanden. Alle
Bedingungen für den Sieg der Arbei-
terklasse waren da, außer einer einzi-
gen: dem Bestehen einer klaren,
eisern zusammengeschlossenen, un-
auflöslich mit den breitesten Massen
verbundenen kommunistischen Par-
tei, die entschlossen und fähig war,
den spontanen Kampf der Arbeiter-
massen zu organisieren, ihn zu leiten.

Die Führung unserer Partei versagte
in der entscheidenden Stunde.  

Unsere Partei als Ganzes war noch
viel zu unreif, um diese Fehler der
Führung zu verhindern. So scheiterte
im Herbst 1923 die Revolution am
Fehlen einer ihrer wichtigsten Voraus-
setzungen: dem Bestehen einer bol-
schewistischen Partei.

Die SACHSENPOLITIK endete mit
dem kampflosen Rückzug. Die
Reichsexekutive, der Einmarsch der
weißen Generale, besiegelte die Nie-
derlage.

Ist damit die Geschichte des Okto-
bers 1923 erschöpft? Nein und aber-
mals nein! Man beging noch später
mehrfach den Fehler, in Resolutionen
und Artikeln, ja sogar in Reden vor
dem bürgerlichen Gericht nur auf
Sachsen hinzuweisen, wenn man
vom Oktober 1923 sprach. Aber es
gab nicht nur Sachsen, sondern es
gab auch Hamburg! 

HAMBURG bestätigte in größtem
Maßstabe die Leninsche Lehre, "daß
die Bewegung mit elementarer, unwi-
derstehlicher Gewalt diesen engen
Rahmen durchbricht und eine höhere
Kampfform, den Aufstand, gebiert".
Der Hamburger Aufstand bildete, wie
es in den Thesen der Januar-Exeku-
tive von 1924 heißt, den "Gegenpol
zu Sachsen". 
Diejenigen, die in der Geschichte un-
serer ganzen Partei bis Frankfurt nur
Unfähigkeit, Verrat und Opportunis-
mus erblicken, vergessen die gewal-
tige Lehre des Hamburger Kampfes.
Sie vergessen, daß die tiefen Mitglie-
dermassen unserer Partei keineswegs
in passiver Ohnmacht dahindämmer-
ten, sondern daß sie zur Einsetzung
ihres Lebens für die Erkämpfung der
Macht entschlossen waren. Und die
Hamburger Arbeiter können mit grö-
ßerem Recht als alle anderen sagen:
Es waren nicht nur die Hamburger,
sondern auch die Berliner, die säch-
sischen und alle anderen kommunis-
tischen Arbeiter in Deutschland, die
zum Kampfe bereit waren. 

Ernst Thälmann spricht anläßlich 
des 7. Jahrestages des Hamburger 
Aufstandes im „Sagebiel“ Hamburg, 1930
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Der Sitz der Bezirksleitung Wasserkante
der KPD-Hamburg. Valentinskamp 40-42,
1923

Sie retteten die Ehre der Kommunis-
tischen Partei Deutschlands. Sie
waren die Preisfechter der deutschen
Arbeiterklasse.

Hamburg wurde geschlagen. Die Bar-
rikadenkämpfer wurden niedergewor-
fen. Zwar wurden nur wenige getötet,
der beste Teil wurde gefangen, ver-
folgt und zersprengt. Noch heute sit-
zen sie in den Zuchthäusern und
Festungen. Sie gaben durch ihre hel-
denmütige Verteidigung in den Ham-
burger Hochverratsprozessen ein
Musterbeispiel dafür, wie Kommunis-
ten vor den bürgerlichen Klassenge-
richten auftreten sollen.

Die proletarische Revolution hat mehr
als eine blutige Niederlage ertragen.
Sie ist niemals daran verblutet. Sie ist
stärker, stolzer, entschlossener wei-
tergeschritten. Die Pariser Kommune
wurde niedergetreten. Die russische
Revolution von 1905 endete an den
Galgen des Zaren, in den Kerkern, in
Sibirien. 

Und sie erwachte trotzdem aufs
Neue! Auch Hamburg ist nicht tot,
sondern Hamburg ist unbesieglich.
Neue Aufstände des Proletariats,
neue Siege der Konterrevolution sind
dem deutschen Oktober gefolgt. In
Polen, in Estland, in Bulgarien stan-
den die Arbeiter auf und wurden ge-
schlagen. Und dennoch werden sie
siegen!

Die Aufstände des Proletariats sind
Etappen auf dem Siegeszuge der Re-
volution nicht nur durch ihre unmittel-
baren positiven Resultate, sondern
vor allem infolge der großen Lehren,
die sie der ganzen Arbeiterklasse ein-
hämmern.

WAS SIND DIE 
WICHTIGSTEN LEHREN

DES HAMBURGER 
AUFSTANDES?

1. Eine zahlenmäßig geringe
Schar von Proletariern, die mit
größtem Heldenmut unter dem
Banner der Diktatur [des Prole-
tariats] gekämpft haben, konnte
sich mit Erfolg gegen die zwanzigfa-
che Übermacht der glänzend
organisierten und bewaffneten
Truppen der Bourgeoisie militä-
risch halten.

2. Der unvergängliche Ruhm
der Hamburger Oktoberkämpfer
besteht darin, daß sie in einer re-
volutionären Situation zu den
Waffen griffen, obwohl sie den
Sieg nicht zu 99 Prozent in der
Tasche hatten. Der Leninismus
lehrt, daß man den Kampf aufneh-
men muß, wenn ernste Chancen
für den Sieg vorliegen. Eine Ga-
rantie für den Sieg gibt es nie-
mals im voraus. Die Niederlage
in einem solchen Kampf ist tau-
sendmal fruchtbarer und wert-
voller für die Zukunft des
Klassenkampfes als ein Rück-
zug ohne Schwertstreich.

weiter auf Seite 6

Die Wasserkante hatte die gleiche
Entwicklung durchgemacht wie das
ganze übrige Deutschland. Eine
Welle von Streiks und Lohnkämpfen
jagte durch das ganze Küstengebiet.
Am 20. Oktober fanden in Hamburg
mächtige Arbeitslosendemonstratio-
nen statt. In verschiedenen Stadttei-
len kam es zur Plünderung von
Lebensmittelgeschäften und zu bluti-
gen Zusammenstößen mit der Polizei.
Die Bannmeile wurde seit Jahren zum
erstenmal mit Gewalt durchbrochen.
Am Dienstag, dem 23. Oktober, in der
Frühe, Punkt 5 Uhr, wurden bald in
allen Hamburger Außenbezirken die
Polizeiwachen von revolutionären
Kampftrupps überfallen, die Polizeibe-
amten sämtlich entwaffnet. Alle Vor-
räte an Waffen und Munition aus den
sechsundzwanzig überrumpelten Po-
lizeiwachen nahmen die revolutionä-
ren Kampftrupps mit sich. Als das
Polizeipräsidium seine Überfallkom-
mandos und die von außerhalb be-
reits herangeholten Verstärkungen
entsandte, waren die Kampfbezirke in
bewaffnete Festungen verwandelt.
Hunderte von Arbeitern und Arbeiter-
frauen bauten in den Straßen Barrika-
den. Unsterblich bleibt der Ruhm des
roten Barmbeck. Die Polizeitruppen
marschierten in ganzen Kompanien
und Bataillonen an, aber sie mußten
immer wieder unverrichteter Sache
umkehren, da ihre Verluste bei jedem
Sturmangriff größer wurden. Die
Barmbecker Arbeiter hatten Bäume
gefällt, das Straßenpflaster aufgeris-
sen, aus Baumstämmen, Steinen und
Sand die Straßenzugänge verbarrika-
diert. Hinter dieser Schutzwehr kämpf-
ten sie wie Tiger.

Die ersten Kampftrupps waren beim
Handstreich auf die Polizeiwachen
unbewaffnet. Sie holten sich die Ge-
wehre und die Munition erst von der
Polizei. 300 Mann standen im
Schnell- und Trommelfeuer von 6000
Söldnern der Polizei, der Reichswehr
und der Marine.Sie standen drei Tage
und drei Nächte. Sie griffen an, sie fie-
len, sie wichen zurück, aber sie erga-
ben sich nicht.
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In den Gewerkschaften, in allen
parteilosen Organisationen der
Arbeiterklasse muß ein großer
revolutionärer Flügel heran-
wachsen, der gemeinsam mit
den Kommunisten zum Träger
der kommenden Kämpfe wird.

6. Als besonderer Mangel wurde
in den Hamburger Oktobertagen
das Fehlen einer starken Räte-
bewegung empfunden. Diese
Tatsache ist noch nicht genü-
gend in der Partei verstanden
worden. Die Räte sind die Or-
gane, die in einer revolutionären
Situation die Millionenmassen
des Proletariats zusammenfas-
sen, die das Rückgrat des
Kampfes bilden. Diese Lehre
dürfen wir auch in der jetzigen
Periode zwischen zwei Revolu-
tionen nicht vergessen.

7. Die Machtergreifung des Pro-
letariats ist kein einmaliger Akt.
Sie besteht nicht nur in dem mi-
litärischen Kampf gegen die
Truppen der Bourgeoisie, son-
dern sie muß durch jahrelange,
ausdauernde  Arbeit der Kommu-
nistischen Partei und des ganzen
Proletariats vorbereitet werden.
Die kommenden Sieger über die
Bourgeoisie müssen durch un-
zählige Teilkämpfe erzogen, vor-
bereitet, organisiert werden.
Dies ist unsere Hauptaufgabe in
der jetzigen Periode.

3. Der Aufstand führte zur Nie-
derlage, weil er isoliert blieb, weil
er nicht in Sachsen und im gan-
zen Reiche sofort unterstützt
wurde. Mögen die Arbeiter in
einem einzelnen Ort mit dem
größten Heldenmut, getragen
von der stärksten Massenbewe-
gung, den Kampf aufnehmen:
Sie werden geschlagen, wenn
nicht das Proletariat im ganzen
Lande mit ihnen geht. Gerade
darin, in der Organisierung und
Zusammenfassung der gesam-
ten Arbeiterklasse in allen Indus-
triezentren und Großstädten im
ganzen Lande, besteht die Rolle
der kommunistischen Partei als
Vortrupp des Proletariats. Ge-
rade darum brauchen wir eine ei-
serne, völlig geschlossene, restlos
verschmolzene, unbedingt diszip-
linierte Partei.

4. Es ist nicht wahr, daß der
Hamburger Aufstand ein Putsch
war, sondern er wurde von der
Sympathie der breitesten Mas-
sen getragen. Sogar der Polizei-
senator Hense mußte wütend
zugeben, daß die sozialdemo-
kratischen Arbeiter in Hamburg,
dieser rechtesten Organisation
der SPD, und mit ihnen "die wei-
testen Kreise der Bevölkerung
zu den Kommunisten hielten".
Unsere Schwäche bestand nur
darin, daß wir nicht verstanden,
diese Massen fest um uns zu
scharen, sie rechtzeitig in allen
Teilkämpfen zu uns herüberzuzie-
hen, mit ihnen die Einheitsfront
gegen die sozialdemokratischen
Führer zu schließen. 

5. Um bei der unvermeidlich kom-
menden Wiederkehr des Hambur-
ger Kampfes in viel größerem
Maßstabe siegen zu können, müs-
sen wir wie ein Keil in die Massen
eindringen, sie durch tausend
Klammern mit uns vereinigen, eine
wirkliche proletarische Einheits-
front mit Millionen Arbeitern bilden.

8. Es ist falsch, daß durch die
Oktoberniederlage von 1923 eine
einzigartige revolutionäre Situa-
tion ein für allemal "verpaßt"
wurde. Die Niederlage von 1923
war keine dauernde, ebensowe-
nig wie die Niederlage des Spar-
takusbundes in den Nosketagen
von 1919 eine dauernde war.
Die Stabilisierung des bürgerli-
chen Deutschlands hat keinen
langen Atem: trotz Dawesplan und
Garantiepakt. Besser: wegen Da-
wesplan und Garantiepakt. Die
kapitalistische Stabilisierung in
Deutschland erlebt jetzt ihre
erste "Atemnot". Das große Re-
sultat des Hamburger Aufstan-
des ist, daß die Arbeiter den
scheinbar unbesieglichen Klas-
senfeind dreimal vierundzwan-
zig Stunden lang in seiner ganzen
Schwäche gesehen haben. Zu
den Hamburger Tagen haben die
Arbeiter die Bourgeoisie am
Rande des Abgrundes gesehen.
Und sie werden diesen Augen-
blick niemals vergessen! Wir
gehen nicht einer Versumpfung,
sondern neuen Kämpfen, wir
gehen mit eherner Notwendig-
keit in Deutschland der zweiten
Revolution entgegen. Darum ge-
hört der Hamburger Aufstand
nicht "der Geschichte" an, son-
dern er ist eine Probe für die Zu-
kunft.  

9. Der Aufstand war ein Muster-
beispiel für die glänzende, rei-
bungslos arbeitende Organisation
des revolutionären Kampfes.
Aber er offenbarte zugleich den
größten organisatorischen Feh-
ler unserer Partei. Die Hambur-
ger Kämpfer besaßen die volle
Sympathie der Arbeiter in den
Betrieben, aber sie hatten orga-
nisatorisch keine Verbindung mit
ihnen. Es zeigte sich die ganze
Unbrauchbarkeit, die verhäng-
nisvolle Rückständigkeit unse-
rer alten sozialdemokratischen
Wohnorganisation. 
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Das sind die wichtigsten Lehren des
Hamburger Aufstandes. Das grausame
Lehrgeld, das wir für sie zahlten, waren
der Tod und die Einkerkerung unserer
Besten. Und dennoch: Diese Opfer
werden sich hundertfach lohnen. Sie
wurden nicht nur für den Aufbau einer
Partei von Bolschewisten in Deutsch-
land, sondern für die Zukunft der gan-
zen Arbeiterklasse gebracht.

Augenblicklich befinden wir uns nicht
in der Periode des direkten Sturmes,
des unmittelbaren Kampfes um die
Eroberung der Macht. Wir befinden
uns in der Periode zwischen der ers-
ten und der zweiten Revolution. Ana-
lysiert man die Weltlage und die
konkrete Situation in Deutschland, so
ist es für jeden ernsthaften Menschen
klar, daß die gegenwärtige "Atem-
pause" nicht lange dauern wird. Wir
müssen sie gut ausnutzen, um zu ler-
nen, unsere Kräfte zu erweitern, uns
und die Arbeiterklasse zu schulen,
uns und die Arbeiterklasse politisch
und organisatorisch vorzubereiten auf
die neuen Hamburger Tage, die in
allen Städten Deutschlands eine ge-
waltige Wiederkehr erleben werden.

Gerade in der jetzigen Periode des
geduldigen Kleinkampfes, der zähen,
langsam wachsenden Teilbewegun-
gen dürfen wir keine Minute die Bedeu-
tung und die Lehren des Hamburger
Aufstandes vergessen. Unsere Partei
vollzieht eine entscheidende Umstel-
lung von der Spitze bis in die unterste
Tiefe. Sie merzt den scheinrevolutio-
nären, wortradikalen Geist aus. Sie
beseitigt die Reste des Sektierertums,
der Massenverachtung in ihren eige-
nen Reihen.Sie ändert ihre Taktik, um
sich noch fester, noch enger mit den
sozialdemokratischen Arbeitern, mit
den Massen in den Gewerkschaften
und in den Betrieben zu verbinden.Sie
geht an die völlige Umgestaltung ihrer or-
ganisatorischen Grundlagen heran.Sie
arbeitet an der Schaffung eines großen
linken Flügels in der Arbeiterbewe-
gung.

Die Wahlmaschine taugt nicht für
die Barrikaden! Die schwerste
Lücke in der Hamburger Kampf-
front war das Fehlen kommu-
nistischer Betriebszellen. Eine
Kämpferschar wie die Hambur-
ger, die sich auf fest verwur-
zelte Zellen in allen Betrieben
und auf die Vereinigung der brei-
testen Arbeitermassen stützt, wird
künftig in einer ähnlichen Situation
unbesiegbar sein.

10. Die größte, wertvollste Lehre
des Hamburger Aufstandes ist
die großartige Erfüllung der
Rolle der kommunistischen Par-
tei in der proletarischen Revolu-
tion. Die Kommunisten waren
nicht in Worten, sondern in der
Tat der Vortrupp, die Führung,
der Wegweiser der Arbeiter-
klasse. Sie gaben der Bewe-
gung ein klar umrissenes Ziel,
ein genau formuliertes Pro-
gramm: die Diktatur des Proleta-
riats. In dieser Beziehung steht
der Hamburger Kampf auf einer
weit höheren Stufe als alle frühe-
ren Bewegungen. Die Märzak-
tion von 1921 z.B. hält keinen
Vergleich mit dem Hamburger
Aufstand aus. Nur weil die Partei
die Führung des Kampfes fest in
den Händen hatte, wurde von
den Hamburger Revolutionären
zum ersten Male in Westeuropa
die Marx-Engelssche Lehre be-
griffen und verwirklicht, daß "der
Aufstand eine Kunst und daß die
größte Hauptregel dieser Kunst
die mit verwegener Kühnheit
und größter Entschlossenheit
geführte OFFENSIVE ist."

Zur Erfüllung dieser Aufgaben brau-
chen wir vor allem die geduldige,
mühselige, hartnäckige Tagesarbeit.
Bedeutet das, die Politik des Hambur-
ger Aufstandes zu verlassen? Nein!
Wenn wir sie verlieren, sind wir verlo-
ren. Durch den Übergang zur Politik
der Massengewinnung und der Mas-
senführung schmieden wir die Klassen-
basis für einen anderen Hamburger
Aufstand von ungleich größerem Aus-
maß, von viel weiterer Tragweite, von
noch tieferer historischer Bedeutung,
als es der erste war.

Mehr denn je muß in dieser Periode
jeder deutsche Kommunist, jedes
Parteimitglied, jedes Mitglied des
Kommunistischen Jugendverbandes,
jeder revolutionäre Arbeiter stets und
unverrückbar das Bild des Hamburger
Oktoberkämpfers vor Augen haben:
kaltblütig, todesverachtend, der Sache
der Arbeiterklasse grenzenlos erge-
ben, das Gewehr in der Hand, vor
sich die Barrikade, zum Empfang des
Feindes bereit und den Blick auf ein
einziges Ziel gerichtet, auf das
größte, stolzeste Ziel, das es für
einen Kommunisten gibt: die Diktatur
des Proletariats.

Die Rote Fahne (Berlin), 

Nr. 245 vom 23. Oktober 1925

7

Willy Collberg (Ausschnitt)

Willy Collberg (Ausschnitt)
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horst, Winterhude, Eimsbüttel, Schiff-
bek, Hamm und Bramfeld die Polizei-
wachen ein. Die Polizisten wurden
entwaffnet. Die Arbeiter waren Herr
der Lage. Durch Männer, Frauen und
Jugendliche wurden Barrikaden er-
richtet. Der Senat, der in seiner Mehr-
heit aus Sozialdemokraten bestand,
wandte sich an den Reichswehrgene-
ral Lettow-Vorbeck in Schwerin um
Hilfe gegen die Arbeiter. Rund 6000
Mann Polizei und Militär mit schweren
Waffen ausgerüstet, versuchten Barm-
bek zu stürmen.

Die Arbeiter leisteten drei Tage und
drei Nächte einen heroischen Wider-
stand. Der Aufstand wurde auf den
Beschluß der Partei abgebrochen, da
der Kampf durch den Verrat Brandlers
isoliert blieb. Der hervorragende Füh-
rer des Kampfes war der größte Sohn
der Hansestadt, Ernst Thälmann.

Wir haben uns mit Teilnehmern dieser
nationalen Erhebung über ihre Erleb-
nisse unterhalten. 

Zur Hamburger Bürgerschaftswahl

1953 erschien in der „Hamburger

Volkszeitung“ ein Artikel zum 30. Jah-

restag des Hamburger Aufstandes, in

dem ehemalige Teilnehmer ihre Erleb-

nisse schildern. Wir dokumentieren

hier den vollständigen Artikel.

Hamburg ist 
unbesiegbar

Kämpfer des Oktoberaufstandes

berichten – Der Sache Bebels und

Thälmanns zum Siege Verhelfen

Es war in den Oktobertagen des Jah-
res 1923. Am 22. Oktober traten die
Hafen- und Werftarbeiter in den
Streik. Sie protestierten dagegen, daß
die Reichswehr in Sachsen einmar-
schierte. In den Morgenstunden des
23. Oktober 1923 nahmen unbewaff-
nete Arbeiter in Barmbek, Uhlen-

So erzählte uns der Arbeiter A.B.

A.B.: „Am Morgen, 5 Uhr stürmten wir

die Polizeiwache (im Original nicht

lesbar). Ein Genosse und ich hielten

zehn Polizisten in Schach“

Der Arbeiter A.R. weiß zu berichten:
„Während des Aufstandes und nach-

her in der Illegalität war ich der stän-

dige Begleiter von Ernst Thälmann.

Ernst Thälmann und ich begaben uns

nach dem Kampfplatz in Barmbek.

Ernst Thälmann ermunterte persön-

lich die Kämpfer an der Barrikade auf

dem Barmbeker Marktplatz und an

anderen Orten... Als es klar war, daß

nicht im ganzen Reiche losgeschla-

gen wurde, gingen Ernst Thälmann und

ich in die verschiedenen Stellungen

(Schiffbek, Bramfeld) um die Genossen

aus dem Kampf herauszuholen.“

Der Arbeiter W.W. wurde wegen Teil-
nahme an der Verteidigung der Müg-
genkampwache verhaftet und kurz
vor Weihnachten 1923 vom Außeror-
dentlichen Gericht zum Tode verur-
teilt. Er erzählt:
„In der neuen Verhandlung wurde ich

dann zu 12 Jahren Festung verurteilt.

Vor mir war schon der Genosse T.,

den die Polizei bei der Verteidigung

der Krugkoppelbrücke verhaftet und

ein Auge ausgeschlagen hatte, fast

besinnungslos von den grausamen

Mißhandlungen, ebenfalls zum Tode

verurteilt. Das Todesurteil wurde aus-

gesprochen, obwohl er keinen Schuß

abgegeben hatte. Er wurde einige

Tage später begnadigt und das Urteil

in zehn Jahre Zuchthaus umgewan-

delt.“

weiter auf Seite 9

Willy Collberg (Ausschnitt)
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Der Mitkämpfer P.V. erzählte:
„…Als es dann losging, war ich bei

dem Sturm auf die Müggenkampwa-

che dabei. Anschließend nahmen wir

die Wache in der Fruchtallee. Die

erste Wache eroberten wir ohne

Schußwaffen, nur mit Knüppeln be-

waffnet. Wir blufften mit umgedrehten

Tabakspfeifen. Ungefähr 20 Mann

drangen in die Wache ein, und etwa

50 blieben draußen. Die Polizisten

hatten Sympathie für unsere Sache.

In beiden Wachen gab es keinen Wi-

derstand. Die Waffen wurden zum Teil

freiwillig abgegeben. Man zeigte uns

sogar bereitwillig, wo die Waffen auf-

bewahrt waren….Nachmittags stie-

ßen wir auf die Reichswehr. Wir

zogen uns auf die Dächer zurück und

schossen von dort aus. Mein Schwa-

ger, der Polizist auf der Davidswache

war, sagte später meiner Frau und

mir: „Schade, daß es nicht geklappt

hat“

Zwei Jahre später, am 23. Oktober
1925, schrieb Ernst Thälmann in der
„Roten Fahne“ unter anderem: „Ham-
burg ist nicht tot, sondern Hamburg ist
unbesiegbar.“ Diese Worte beweisen
sein großes Vertrauen zu der Ham-
burger Arbeiterklasse. Sie wird unbe-
siegbar gegenüber allen Anschlägen
der Adenauerregierung sein, wenn sie
heute genauso entschlossen wie in
den Oktobertagen des Jahres 1923
nicht aufgesplittert, sondern geschlos-
sen handelt. 1923 wurde die Kraft der
KPD deutlich sichtbar. Heute setzt die
KPD diesen Kampf fort, der sich auf
die revolutionären Traditionen der
Hamburger Arbeiterschaft stützt.
Damit sie auch in der kommenden
Bürgerschaft konsequent und Kom-
promißlos die Interressen der Ham-
burger Werktätigen vertreten kann,
gehört ihr das Vertrauen der Arbeiter
bei der Bürgerschaftswahl. 

Fortsetzung von „Hamburg ist unbesiegbar“

Berliner Tageblatt und Handels-Zeitung, 
Morgen-Ausgabe Dienstag, 14.08.1923

Am 13. August 1923 ließ der sozi-
aldemokratische Polizeisenator

im Stadtzentrum wieder auf demons-
triende Arbeiter schießen. Vier Arbei-
ter fielen dem Mordterror zum Opfer,
dreizehn wurden verletzt. Der Belage-
rungszustand wurde verkündet und
die   Hamburger  Volkszeitung  ver-

boten,  das Parteibüro der KPD von
der Polizei besetzt, Flugblätter, die
zum Generalstreik aufriefen, be-
schlagnahmt.

(Quelle: Thälmann Ein Report, 

Czichon/Marohn)
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Der Hilferuf:

„An die werktätige Bevölkerung

Deutschlands.

Arbeiter! Angestellte! Beamte!

Frauen!

In schicksalschwerer Stunde wenden
sich die unterzeichneten Organisatio-
nen an die werktätige Bevölkerung
Deuschlands.

Das proletarische Sachsen ist auf das
schwerste bedroht. Die Reichsexeku-
tive hat, angeblich um Ruhe und Ord-
nung und verfassungsmäßige Zustände
wiederherzustellen, nach einer ande-
ren Begründung, um Sachsen gegen
Bayern zu schützen, bisher bereits
etwa 60.000 Mann Reichswehr in
Sachsen einmarschieren lassen.

weiter auf Seite 11

Freiberg in Sachsen von der Reichswehr besetzt, Oktober 1923

Bild aus  „Ernst Thälmann-Bilder, Dokumente, Texte (Dietz 1986)

E
in Hilferuf aus Sachsen nach
dem Einmarsch der Reichs-
wehr und die ca. ein Jahr

später  verfasste bittere, desillusio-
nierte Betrachtung eines Sozialde-
mokraten an der Politik und den
arbeiterfeindlichen Handlungen
seiner Parteiführer (Seiten 12-14)
offenbaren den Verrat der Mehr-
heitssozialisten und später das op-
portunistische Verhalten der
SPD-Opposition.

Dieser Hilferuf aus Sachsen ist all-
gemein nicht bekannt. Auch uns
liegen keine Originalabzüge dieses
Hilferufes vor. Man kann aber
davon ausgehen das er authen-
tisch ist. Abgedruckt wurde dieser
Aufruf 1930 in dem Buch „Klassen-
kampf um Sachsen, Ein Stück Ge-
schichte 1918-1930“ des linken
Sozialdemokraten Dr. Walter Fa-
bian. Angaben zur Person Fabians
sind im Internet zu finden.
Dr. Walter Fabian betrachtete die-
sen Aufruf in typischer sozialdemo-
kratischer Sichtweise. So stellt er
fest: „ Der Hilferuf blieb vergeblich.
Die deutsche Arbeiterschaft war
unter den Schlägen der Inflations-
jahre organisatorisch zu schwach
und in ihrem politischen Wollen zu
unklar und zu unentschlossen ge-
worden. ...“ Fabian ignoriert die in
der gesamten Weimarer Republik
vor und nach dem Oktoberaufstand
stattgefundenen Kämpfe, wie z.B.
den Kampf gegen die Separatisten
im Rheinland und der Pfalz Ende
Oktober und Anfang November
1923. Die deutschen Kommunisten
erkämpften und retteten zusam-
men mit Sozialdemokraten und
Parteilosen die staatliche Einheit
Deutschlands (übrigens war einer
der geschlagenen Separatisten der
spätere westdeutsche Bundes-
kanzler Konrad Adenauer). Ferner
ignoriert Fabian, dass die Sozialde-
mokratie die Illusion vertrat über
bürgerliche Demokratiewege den
Sozialismus einführen zu können.  

Wichtig ist zu wissen: 
der Hilferuf erfolgte nicht von der
Kommunistischen Partei, sondern 

von linken Sozialdemokraten, 
Gewerkschaftlern, Angestellten

und Beamten.

Für uns steht also die Frage, war die-
ser Hilferuf den Genossen um Brand-
ler und  Brandler selbst nicht
bekannt? Dies ist kaum vorstellbar.
Warum verhallte dann dieser Ruf und
die Kampfbereitschaft außerhalb der
KPD? Warum wurde er von der KP-
Führung nicht aufgenommen ?

1923 - Die linke Sozialdemokratie und das 
Zerplatzen einer Illusion  Hilferuf  aus Sachsen

Abzeichen der
USPD zur 

Vereinigung von
USPD und KPD

zur VKPD im
Dez.1920
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Es hat sich aber bereits jetzt unzwei-
deutig ergeben, daß sich der Ein-
marsch der Reichswehr einzig und
allein gegen die sächsische werktä-
tige Bevölkerung richtet. Mitglieder
der beiden proletarischen Parteien
werden grundlos verhaftet. Ausschrei-
tungen, die an Kriegszustände erin-
nern, werden gegenüber friedlichen
Passanten verübt.

In Pirna gab es Tote und Verwundete,
deren Verletzungen beweisen, daß
auf sie von hinten, während sie den
Platz räumten, geschossen worden
ist. Das ist selbst durch den Stadtrat
von Pirna, mit Einschluß seiner
deutschnationalen Mitglieder, in
einem öffentlichen amtlichen Protest
festgestellt worden. Arbeiter wurden
an einzelnen Orten grundlos mit dem
Gewehrkolben geschlagen; teilweise
ist, wie in Freital, an friedlichen Bür-
gern die Prügelstrafe vollzogen wor-
den. Die Erregung der Bevölkerung ist
spontan aufgeflammt. Die Arbeiter
haben zum Teil demonstrativ die Ar-
beit niedergelegt.

Die Erregung wird um so größer, als
dass Militär sich bereits anschickt,
über die durch die Verfasssung gesi-
cherten Rechte der verfassungsmä-
ßig gebildeten Regierung des Landes,
der keinerlei Verfassungsverletzung
nachgewiesen werden kann, hinweg-
zuschreiten.
Haussuchungen bei der Dresdner Po-
lizeidirektion, Aufforderungen an die
Bezirksschulämter unter Umgehung
der Regierung, mißliebige Lehrer zu
entfernen und zu bestrafen, die Ver-
haftung eines Regierungskommissars
wegen amtlicher Handlungen, für die
er nur der Regierung verantwortlich
ist, beweisen, wohin der Kurs führt.

Die Reaktion hat schon seit Monaten
nach der Reichsexekutive gegen
Sachsen geschrien. Besonders taten
es die sächsischen Industriellen. Der
Reaktion war es nicht möglich, durch
die letzte Landtagswahl die sozialisti-
sche Regierung zu stürzen. Da dies
verfassungsmäßig nicht gelang,
glaubt sie nun im Zeichen des Aus-
nahmezustands ihre Ziele verwirkli-
chen zu können.

Die Reichswehr, stark aufgefüllt durch
faschistische Elemente, wird von der
Reaktion als ein geeignetes Instru-
ment im Kampfe gegen die sozialisti-
sche Arbeiterschaft betrachtet,
obwohl diese die stärkste Stütze der
Republik und der Einheit des Reiches
ist.

Bis zum Einmarsch der 
Reichswehr herrschte Ruhe und
Ordnung im Freistaat Sachsen.

Alle entgegengesetzten Nachrichten
der bürgerlichen Presse sind unwahr
und verfolgen den Zweck,  einen
Scheingrund für den Einmarsch der
bewaffneten Macht in friediches, von
einer Arbeiterregierung geleitetes
Land zu schaffen. Unruhen, die im
Reiche in weit größerer Zahl als in
Sachsen zu verzeichnen waren, sind
geboren aus der Not und Verzweif-
lung des industriell stark bevölkerten
Sachsens. Zu deren Behebung reich-
ten aber die sofort eingesetzten poli-
zeilichen Machtmittel Sachsens völlig
aus. 
Nach allen Vorgängen der letzten
Tage muß sich der Arbeitnehmer-
schaft die Ueberzeugung aufdrängen,
daß ihr die wenigen staatsbürgerli-
chen und wirtschaftlichen Errungen-
schaften, die die Revolution brachte,
entrissen werden sollen.

Zähneknirschend hat das gutdiszipli-
nierte sächsische Proletaritat trotz aller
Provokationen bis jetzt die Ruhe be-
wahrt. Die Arbeitnehmerschaft weiß,
daß sie die Gefahr, von der sie und die
Republik bedroht ist, nicht allein abwen-
den kann.

Genossen Deutschlands! 
Kommt dem sozialistischen 

Sachsen zu Hilfe!

Es muß schnell gehandelt werden,
soll nicht das Letzte verloren gehen.
Sachsen galt immer als der Hort des
fortschrittlichen und freiheitlichen Ge-
dankens und als der Stolz der sozia-
listischen Arbeiterbewegung. Laßt es
nicht zum Versuchsobjekt der Reak-
tion werden.

Genossen Deutschlands! 

Verhütet das!

Landesarbeitsauschuß der 

Vereinigten Sozialdemokratischen

Partei Sachsens.

Bezirksauschuß Sachsen des 

Allgemeinen Deutschen 

Gewerkschaftsbundes.

Allgemeiner freier Angestellten-

bund, Landessekretariat Sachsen.

Allgemeiner Deutscher 

Beamtenbund, 

Landesausschuß Sachsen.“
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Die Demokratie herrscht!
Und wie sieht sie aus?

...Wohl haben wir das allge-
meine, geheime und glei-
che Wahlrecht. In den
ostpreußischen Gutsbezir-
ken ist jedoch der Wahlter-
ror der preußischen Junker
schlimmer denn je. Wohl
haben wir eine Parlaments-
tribüne. Die im Besitze der
Schwerindustrie und der
Junker befindlichen Zeitun-
gen, Telegraphen-Agenturen,
Zeitschriften und Verlage hin-
dern jedoch, daß das freie
Wort in das Volk dringt.
Ganz Deutschland ist in
einen Dunst von Lügen ein-
gehüllt, wie kaum ein zwei-
tes Land der Erde. Die
Pressefreiheit besteht nicht. 
Die Zeitungen und Men-
schen, die die wahren Inte-
ressen der Arbeiterschaft,
der Beamten und Angestell-
ten vertreten, werden in ir-
gend einer Form mundtot

gemacht. Fortgesetzt werden die Ar-
beiterzeitungen, die kommunistischen
Zeitungen, verboten, die Redakteure
verhaftet und unter den nichtigsten
Vorwänden jahrelang ins Gefängnis
oder in Untersuchungshaft gesetzt. 

Selbst der Abdruck von Parlaments-
reden über die Rüstungen der Monar-
chisten ist bereits bestraft worden. ...
Die Parlamente und die gesamte De-
mokratie sind zu nackten Machtinstru-
menten der kapitalistischen Gesellschaft
geworden, und es wird nicht einmal ein
Protest der SPD laut. Im Gegenteil! Sie
läßt es ruhig geschehen, wenn kommu-
nistische Abgeordnete durch die Polizei
aus dem Sitzungssaal herausgeschleift
werden, wenn im Parlament, gepriesen
als die Stätte der persönlichen Frei-
heit, Sipo-Hundertschaften gegen
kommunistische Abgeordnete statio-
niert werden.“ 

Auszüge aus der 1924 erschienenen

Broschüre „Meine Partei“, Artikel

„Für alle Arbeiter von einem Sozialde-

mokraten“:

„Freiheit und Brot

… Wir wissen aber auch, was die Bi-
lanz der Demokratie ist, derentwillen
sich die Sozialdemokraten einen
Noske, Ehrhardt, Lüttwitz und Marloh
verschrieben, derentwillen die alten
Manuskripte verbrannt worden sind.
In Deutschland ist die Diktatur des
Proletariats verhindert, die „Demokra-
tie“ Sieger geblieben. Der Bolsche-
wismus ist nicht über das Land
gekommen, und es sind auch keine
„sozialistischen Experimente“ ver-
sucht worden. Wo Arbeiter für diese
Ideen aufgetreten sind, hat man sie
blutig niedergeschlagen oder ins
Zuchthaus geworfen. 

Schlagen wir ein anderes Kapitel der
Demokratie auf: „Die deutsche Justiz“

Zehntausende von Jahren Gefängnis
und Zuchthaus sind allein in den letz-
ten Jahren gegen Arbeiter und gegen
kommunistische Funktionäre ver-
hängt worden. Es blieb der Republik
vorbehalten, Jugendliche von 18 Jah-
ren zu vielen Jahren Zuchthaus und
Gefängnis zu verurteilen, lediglich
weil man bei ihnen kommunistische
Flugblätter gefunden hatte. ... Allein
7000 Arbeiter sitzen seit vielen Mona-
ten in Haft. Die Gefängnisse und
Zuchthäuser sind überfüllt von politi-
schen Gefangenen. … In diesem
Staatsgerichtshof sitzen Sozialdemo-
kraten, wie Wissel und Brandes, als
Richter, neben Demokraten und Zen-
trumsmitgliedern.

Der Sozialdemokrat Radbruch ist
viele Monate hindurch Reichsjustizmi-
nister gewesen. Was hat der getan,
um die Justizschmach zu beseitigen?
Genau soviel wie die sozialdemokra-
tische Reichstagsfraktion: nichts, ob-
wohl sie genau weiß, wieviel Arbeiter
unschuldig im Gefängnis und in Un-
tersuchungshaft sitzen, und wieviel
Mörder, Verbrecher, Schieber, Wu-
cherer, Vermögensverschieber und
Steuerhinterzieher frei herumlaufen.
Selbst Angehörige der SPD, die sich
hervorragend den Kämpfen in den
Kapptagen, nach dem Rathenau- und
dem Erzberger-Mord gegen die Mo-
narchisten beteiligt haben, schmach-
teten hinter Gefängnismauern, und
trotz alledem sind die sozialdemokra-
tischen Abgeordneten nicht einmal für
die kommunistischen Amnestiean-
träge zu haben. 
Die Sozialdemokratische Partei hat in
der Tat alle Ursache, einer Diskussion
über die Justiz aus dem Wege zu
gehen. Waren es nicht die 174 sozial-
demokratischen Reichstagsabgeordne-
ten, die im Herbst und Winter 1923 den
Belagerungszustand gebilligt und be-
grüßt haben? 

1924 – Der Rückblick eines Sozialdemokraten
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,Es hat wohl in aller Geschichte keine

radikal abgestempelte Partei gege-

ben, die vom Revolutionstatendrang

so weit entfernt gewesen ist, wie un-

sere Mehrheitssozialisten. Mit einer

Schüchternheit ohnegleichen hat sie

alle wesentlichen Machtpositionen

der bürgerlichen Gesellschaft unbe-

rührt gelassen und vor jedem radika-

len Zugriff scheu zurückgebebt. Ihre

Planwirtschaftsgedanken lebten sich

in platonischen Formeln und Be-

schlüssen aus; dagegen half sie die

Demobilisierungsnöte überwinden,

stellte sich durch Bezwingung von

Spartakus schützend vor die Bour-

geoisie und hat durch eine kleinbür-

gerliche Angst vor jeder großzügigen

Reform in Währung und Wirtschaft

zwar vieles versäumt, aber jedenfalls

zugleich doch auch verhütet, daß aus

dem Niederbruch ein Chaos nach öst-

lichem Muster worden ist. Wir „bürger-

lichen“ Demokraten dürfen das nie

vergessen.ʼ …“

... Jene Regierung des § 48, die die
gesamte Staatsgewalt dem Herrn v.
Seeckt und sieben Generälen über-
tragen hat? ... Kein Sozialdemokrat
hat einen Finger gerührt, als der Acht-
stundentag beseitigt wurde, zu einer
Zeit, da die Unternehmer größtenteils
zum Zwecke des Lohndrucks und der
Verlängerung der Arbeitszeit ihre Be-
triebe geschlossen und zwei Millionen
deutscher Arbeiter brotlos auf die
Straße geworfen haben.
Demokratie! Jawohl! Wenn sie das
Spiel der deutschen Ausbeuter er-
leichtert!

Sachsen und Thüringen sind lebendige
Beispiele. Dort hat es 1923 Parlamente
mit sozialdemokratisch-kommunisti-
scher Mehrheit gegeben. Was ge-
schah? Reichswehr marschierte gegen
diese Arbeitermehrheit, ... Unter friedli-
che Arbeiter wurde in verschiedenen
sächsischen Städten geschossen. Al-
lein in Freiberg in Sachsen zierten 34
Arbeiterleichen den Siegesmarsch
der Demokratie. Tausende von Ar-
beitern wurden damals in Schutz-
haft geworfen, Arbeiter wurden an
Kavalleriepferde angebunden und
aus den Dörfern geschleppt. Nie-
mals haben die französischen Milita-
risten so brutal im besetzten
Rheinland gehaust, wie die Solda-
teska des Bürgertums im proletari-
schen Sachsen und Thüringen. ... Die
Sozialdemokraten selbst haben als
ausführende Minister, Regierungsprä-
sidenten, Landräte und Polizeipräsi-
denten die Rolle der Henkersknechte
übernommen, die bürgerlichen Beam-
ten niemals so gut gelungen wäre.
Es war das ,Berliner Tageblattʼ, das im
Oktober 1923 bereits schreiben
konnte: ,Unter den sozialistischen Mi-
nistern hat sich eine kapitalistische
Blüte ergeben wie kaum in einem an-
deren Lande.′
Am 4. Oktober kennzeichnet im Berli-
ner ,8-Uhr-Abendblattʼ der bürgerliche
Geheimrat Professor Dr. Sänger die
Rolle der SPD mit folgenden Worten:

Wir haben in Deutsch-
land den Bolschewis-
mus und die Diktatur
des Proletariats verhin-
dert. Anstelle dieser
Diktatur des Proletari-
ats besitzen wir jedoch
die Demokratie, und
das ist die schranken-
lose  niederträchtige
Ausbeuterherrschaft
der Stinnes, Krupp und
Klöckner, die Diktatur
des Kapitals. 
Anstel le des einen
Wilhelm und der übri-
gen Fürsten sind Hun-
derte von hundertmal
schlimmeren Indus-
triebaronen und Erz-
herzögen getreten. Es
ist im November 1918
weder sozialisiert noch
enteignet worden.
Dafür haben wir die In-
flation erlebt, und Mil-
lionen des ehemaligen

Mittelstandes, der Rentner, der Beam-
ten und der Kleinbauern sind um den
letzten Pfenning und um den letzten
Besitz gebracht worden. ... Keinen
Bolschewismus hatten wir und gute
Ernten. Und dennoch ist unser Volk,
wie Graf Westarp im Reichstage
sagte: ´bei vollen Scheunen verhun-
gert´ ... Unter den Kriegsbeschädigten
jedoch hat ein Massensterben einge-
setzt. Kinder, Frauen, Greise, Kranke
sinken zu Zehntausenden in ein frü-
hes Grab. Im Jahre 1923 ist in
Deutschland jedes siebente Kind ge-
storben, bevor es ein Alter von einem
Jahre erreicht hatte. Nach den Blättern

des ´Roten Kreuzes´ haben sich im

Jahre  1922/23  in  Deutschland 80 000

Menschen freiwillig das Leben genom-

men.

weiter auf Seite 14
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1923/24 sind in Deutschland  

500 000 Menschen an Unter-

ernährung gestorben. Millionen
von Arbeitslosen und ihre Familien
gehen einem schrecklichen Winter
entgegen, und wenn wir die Monats-
gehälter der in den Kontoren und Fa-
briken ausgebeuteten Frauen und
Männer sehen, wenn wir auf die
Kriegskrüppel und halbnackten Kin-
der sehen, die in den Straßen betteln
oder in den Kellerlöchern und überfüll-
ten Asylen für Obdachlose hungern
und frieren; wenn wir in die Gerichts-
säle gehen und die Folgen all dieses
Elends erblicken, so erkennen wir
deutlich den Segen der deutschen
Demokratie, verteidigt durch das
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold. …

Das Massensterben der Säuglinge,
die Qualen und Aengtse von 80 000
aus Not und Hunger in einem einzi-
gen Jahre freiwillig aus dem Leben
geschiedenen Menschen, das verletzt
das Zartgefühl der Herren Müller,
Scheidemann, Wels und Konsorten
nicht im geringsten. Im Gegenteil! Das
Mitgefühl ist für die Hohenzollern vor-
handen, denen man die geraubten
Güter und Schlösser zurückgibt,
denen der unter sozialdemokratischer
Mitherrschaft stehende Preußische
Staat noch im Jahre 1920 die jährli-
che Kronrente von 20 Millionen Gold-
mark bezahlt hat und jetzt noch die 60
Millionen Goldmark Reichsnotopfer
bezahlen soll, die der gekrönte Narr
von Doorn gesetzmäßig schuldig ist
…

Friede und Sozialismus

… Wie die deutschen Arbeiter den
Krieg und die Folgen des Krieges be-
zahlt haben, wie die Massen der Be-
sitzlosen in Deutschland alle Lasten
der letzten zehn Jahre restlos auf ihre
Schultern nehmen mußten, so werden
auch künftig unter der ,Demokratieʼ alle
politischen und wirtschaftlichen Ereig-
nisse nur das Ergebnis haben, die Rei-
chen immer reicher – die Armen immer
ärmer werden zu lassen. Vorausge-
setzt, daß es nur den Reichen gelingt,
eine sogenannte Partei der Armen zu
finden, die den Reichen hilft und die
Armen bedrückt. ...

... Um der Ruhe im Innern willen ge-
stattet man auch das Reichsbanner
Schwarz-Rot-Gold und gibt die Indus-
trie für diese Schutzgarde des Kapi-
tals ihre Gelder. 
… Um Ruhe im Innern zu haben,
braucht man auch in den kommenden
Jahren die SPD. ...

Sein Fazit:

„… Nicht um der Demokratie willen,
wie wir SPD – Arbeiter es glaubten,
hat das Bürgertum an der Seite von
Ebert und Scheidemann gegen Lieb-
knecht und Rosa Luxemburg gestan-
den und sie ermordet. Die große
Liebe der Stinnes und Krupp, der
Helfferich und Westarb zur Demokra-
tie. Sie, die noch im Oktober 1918 das
preußische Dreiklassenwahlrecht mit
Zähnen und Klauen verteidigt hatten.
Die von diesen Leuten plötzlich so
heiß entdeckte Liebe zur Demokratie
und Gleichberechtigung war die Liebe
zu ihrem Geldbeutel, zu ihrem Besitz,
zum Profit und zur Ausbeutung,
war das wohlverstandene Klassenin-
teresse und der Klassenhaß  gegen  
das  Proletariat. 
Die Zeiten hatten sich eben geändert.
Die Herrschaft über Grund und
Boden, über Fabriken und Arbei-
ter, über Büros und Angestellte ließ
sich nicht mehr mit dem preußischen
Wahlrecht aufrecht erhalten. Wohl
aber mit der D e m o k r a t i e ! “

„1924 - Rückblick eines 

Sozialdemokraten 

'Für alle Arbeiter 

von einem Sozialdemokraten'

Berlin, 9. November 1924“

Die Opposition in der SPD

… Im Herbst 1923 war infolge der
Verbrüderung der SPD mit der Stin-
nes-Partei der Unwille des größten
Teils der SPD-Mitglieder so groß, daß
die Wels, Severing, Stampfer, Müller
und die anderen nicht einmal wagen
konnten, in einer geschlossenen Mit-
gliederversammlung zu reden. In Ber-
lin, in Sachsen, in Thüringen, in
Hessen-Naussau, in Westfalen, im
Rheinland, überall hatte die Opposi-
tion die Mehrheit. Und das Ergebnis:
Um ein sicheres Reichstagsmandat
haben die meisten Oppositionshelden
die Opposition verraten und verkauft.
Ihre Opposition ist ihnen nur ein Scha-
cher um die Mandate und Pöstchen
gewesen. Und als diese Mandate und
Pöstchen gesichert waren, war es aus
mit der ganzen Opposition. …

Einer der Hauptwortführer der ehema-
ligen Opposition, der frühere Sozial-
demokrat Jakob Altmaier, ist es
gewesen, der einmal über diese Op-
position geschrieben hat: , …Die Op-
position hätte das Gewissen der SPD
sein können. Sie hat ihren Frieden mit
dem Parteivorstand gemacht, und
niemals wieder wird die Sozialdemo-
kratie eine Partei des Proletariats sein
können.ʼ …

Der neue Reichstag

… Es ist der Führer der Preußischen
Zentrumspartei, der Abgeordnete
Geh. Rat Porsch gewesen, der am
29. Oktober auf dem Parteitage des
preußischen Zentrums in Berlin ge-
sagt hat:
,Das unvermeidliche Zusammenge-
hen mit der SPD hat sogar Momente
für sich, die auch im kommenden
Wahlkampf nicht übersehen werden
dürfen; wenn wir Ruhe im Innern
haben, so ist das gerade der Mitarbeit
der Sozialdemokratie in der preußi-
schen Regierung zuzuschreiben.
Gerade ein sozialdemokratischer In-
nenminister war besser als vielleicht
ein deutschnationaler in der Lage, die
Kommunisten im Zaum zu halten.ʼ …

… ,Ruhe im Innernʼ für das Bürgertum
war Not und Elend für die arbeitenden
Klassen. 
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Zeichnung von Kurt Zimmermann
Aus dem Buch: „Der Herbststurm

weht durch Hamburg“

Autor: Willi Meinck

Aus der Hamburger Volkszeitung

Nr. 95 vom 23.10.1948

Papierkarte der KPD
zum anstecken

für den Antifaschistentag
am 29.Juli 1923
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Zeitungsmeldungen Anno 1923
Quelle: Hamburger Volkszeitung, Sonnabend, 23. Oktober 1948

24. Juli - Frankfurt a.M.

„Die Frankfurter Sozialdemokratische
Partei, die Kommunisten und der Afa-
Bund hatten für gestern nachmittag zu
einer Kundgebung gegen Wucher und
Faschismus aufgerufen. Sämtliche
Geschäfte der Stadt waren geschlos-
sen. Von den Fabriken zogen die Ar-
beiter in geschlossenen Zügen nach
dem Römerberg. Es beteiligten sich
mindestens 100.000 Personen.“

1. August - Essen

„Im Oberhausener Bezirk ist eine
neue Streikbewegung ausgebrochen.
Die Oberhausener Bergarbeiter for-
derten eine einmalige Beihilfe von fünf
Millionen Mark.“
Letzte Berliner Dollar-Notierung: 
1 097 250 bis 1 102 750 Mark für 
1 Dollar.
Eine Tageszeitung kostet 4000 Mark,
der Mindesteintrittspreis in Lichtspiel-
theatern 18000 Mark.

4. August - Wiesbaden

„Lebensmittelknappheit und Teuerung
haben zu Ausschreitungen geführt.
Kolonialwaren- und Fleischgeschäfte
wurden von der Menge geplündert.“

8. August - Chemnitz

„In Chemnitz kam es gestern zu Ru-
hestörungen. Eine tausendköpfige
Menge  erzwang in einer  Niederlage 

den Verkauf von 175 Zentnern Marga-
rine zum Preise von 80000 Mark für
das Pfund.“
Letzte Dollar-Notierung: 
4 000 000 Mark für 1 Dollar.

13. August - Hamburg

„Heute morgen kam es am Hafen zu
Zusammenstößen. Schon in den frü-
hen Morgenstunden sammelten sich
auf der Reeperbahn und in der Hafen-
gegend Tausende von Arbeitern. Der
ganze Verkehr nach und von der
Stadt wurde sehr schnell unterbro-
chen.“

16. August - Hamburg

„Die Fahrpreise für den Hamburg-Al-
tonaer Stadt- und Vorortverkehr wer-
den vom 20. August ab um 900
Prozent erhöht. Danach kommt eine
Fahrt auf der Stadtbahn Altona-Barm-
bek auf 40 000 Mark in der dritten Wa-
genklasse. Die Wochenkarte kostet
250 000 Mark, die Monatskarte dritter
Klasse  1 Million Mark.“

21. August - Lübeck

Die SPD-Fraktion in der Lübecker
Bürgerschaft erklärte:
„Die Haltung des Senats anläßlich der

Ausschreitungen der Polizei vom 9. bis

11. August und nachher machen es uns

unmöglich, ihm in seiner jetzigen  Zu-

sammensetzung  auch weiterhin unsere

Unterstützung zu leihen. Wir fordern

deshalb eine Umwandlung des Se-

nats.“

31. August - Berlin

„Die Regierung ist darüber informiert,
daß der Kronprinz die Absicht haben
soll, nach Deutschland zurückzukeh-
ren.“

8. September - Berlin

Der Ruhrindustrielle Hugo Stinnes
schrieb:
„Will das deutsche Volk leben, so muß

es weniger Luxus treiben und mehr

sparen als vor dem Kriege und min-

destens soviel und solange arbeiten

wie in der Vorkriegszeit.“

15. September - Berlin

„Trotz scharfen Vorgehens der Polizei
haben die umfangreichen Kartoffel-
diebstähle auf den Feldern in der
Umgebung Berlins noch nicht nach-
gelassen.“

22. September - Krefeld

„Unter den Bergarbeitern der links-
rheinischen Zechen sind Unruhen
ausgebrochen. Trupps, mit Knüppeln
bewaffnet, gingen auf die Dörfer und
verlangten Lebensmittel. Es handelt
sich zumeist um Bergarbeiter, die seit
einer Woche keinen Lohn mehr erhal-
ten haben.“
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26. September - München

„Die vaterländischen Kampfverbände
in München treffen in fieberhafter Eile
die letzten Vorbereitungen. In der
Führersitzung des deutschen Kampf-
bundes am 25. September haben die
Führer der Kampfverbände „Ober-
land“ und „Reichsflagge“, in denen
sämtliche Sturmabteilungen der Na-
tionalsozialisten zusammengeschlos-
sen sind, die Notwendigkeit einer
einheitlichen politischen Leitung emp-
fohlen. In voller Übereinstimmung in
Weg und Ziel übertragen die Kampf-
verbände diese politische Leitung
Herrn Adolf Hitler. - Die Nationalsozia-
listen stellen jetzt auch Kavalleriefor-
mationen auf.“

26. September - Köln

„Nach durchaus zuverlässigen Mittei-
lungen planen die rheinischen Son-
derbündler (Separatisten) am 30.
dieses Monats in Düsseldorf die Aus-
rufung der rheinischen Republik.“

26. September - Berlin

„Standrecht über Deutschland. Die
vollziehende Gewalt geht auf den
Reichswehrminister über.“

1. Oktober - Küstrin

„Die Festung Küstrin ist von Truppen
nationaler Verbände besetzt worden.
Es treffen fortgesetzt Verstärkungen
von allen Seiten ein. Die Reichswehr
hat keinen Widerstand geleistet.“

2. Oktober - Dresden

„Die Kommunisten haben die sofor-
tige Mobilisierung der Massen, die
Bewaffnung der Arbeiterschaft und
die Durchführung des politischen
Massenstreiks gefordert als Bedin-
gung ihres Eintritts in die sächsische
Regierung.“

5. Oktober - Berlin

„Die Reichshauptkasse weist vom 21. bis
30. September eine Einnahme von 640
Billionen Mark und eine Ausgabe von 40
065 Billionen Mark auf. 39 500 Billionen
Defizit in zehn Tagen!“

8. Oktober - Berlin

„Die deutschen Industriellen Stinnes,
Klöckner, Vögeler und von Velsen ver-
handelten über den Kopf der Regie-
rung, also auf eigene Faust, mit
General Degoutte.
Der Brüsseler Korrespondent des
„Temps“ will erfahren haben, daß die
deutschen Industriellen, die den Ge-
neral Degoutte aufsuchten, gegen die
Steuern, auch die Kohlensteuer, im
Prinzip nichts einzuwenden haben,
sich aber mit ihren Sätzen nicht ganz
einverstanden erklären wollen.“

9. Oktober - Essen

„Einführung der Vorkriegsarbeitszeit
im Ruhrbergbau. Der rheinisch-west-
fälische Bergbau  sieht sich gezwun-
gen, ab Dienstag, den 9. Oktober  

1923, die vor Ausbruch des Krieges
(d.h. vor 1914) gültigen Schichtzeiten
(8 ½ Stunden unter Tage, 10 Stunden
über Tage) wieder einzuführen. Die
für die bisherigen Schichtzeiten fest-
gesetzten Löhne gelten nunmehr für
die neuen Schichtzeiten.“

10. Oktober - Gelsenkirchen

„Die Gewerkvereinen christlicher
Bergarbeiter haben beim Reichskanz-
ler den Antrag gestellt, die Zechendi-
rektoren im Ruhrgebiet zu verhaften,
da sie einen schweren Verstoß gegen
die Reichsverfassung und gegen an-
dere gesetzliche Bestimmungen be-
gangen hätten.“
„Die Belegschaften sämtlicher Ze-
chen im Ruhrgebiet waren gestern
der Parole der Gewerkschaften ge-
folgt und hielten ihre bisherige Ar-
beitszeit ein.“

15. Oktober

„Plünderungen und Krawalle in Berlin
und Frankfurt a.M.“

22. Oktober - Nürnberg

Gestern hielt Hitler hier eine Rede, in
der er erklärte:
„Die Staatsform, die unser Volk heute

braucht, ist weder Republik noch Mo-

narchie, es ist die völkische nationale

Diktatur.“

Die „Prawda“ gibt am 7. November 1923 einen 
Augenzeugenbericht über das Kampfgeschehen wieder:

Niemals und nirgends beobach-
tete ich ein so mitfühlendes

Verhalten der Bevölkerung zu den
kämpfenden Genossen wie dies-
mal.
Es ist gar nicht nötig, von den Ar-
beitern zu sprechen. Ja, auch die
Bürgerlichen, der kleine Kauf-
mann,  der  Beamte,  Leute der 

freien Berufe, alle verhielten sich mit
offensichtlichem Mitgefühl zu den Hel-
den, welche in den Schützengräben
hinter den Barrikaden lagen.

Sie versorgten die Kämpfer, teilten
ihnen verschiedene Nachrichten über
das Vorrücken des Feindes  mit.  
Die  Inhaberin eines  kleinen  Ladens  

drängte sich trotz Lebensgefahr
durch die Kampffront, brachte 120
Patronen und übergab sie einem
bekannten Kommunisten.

Die parteilosen Frauen waren die
hauptsächlichen Erbauer der Bar-
rikaden. Sie waren es, die uralte
Bäume fällten, das Pflaster aufris-
sen, die Schützengräben gruben,
die Werkzeuge für all diese Arbei-
ten beschafften.“ 1

1 zitiert in „Zur Geschichte der

deutschen Arbeiterbewegung“
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Vom 23. bis 25.Oktober jährt sich zum

100.Mal das Ereignis, das in die Ge-

schichte als Hamburger Aufstand einge-

gangen ist. Hamburger Arbeiter*innen

unter Führung der kommunistischen

Partei versuchten mit einem bewaff-

neten Aufstand das Signal für die Re-

volution in Deutschland zu geben.

Allgemeine Lage 
in Deutschland

D
ie wirtschaftliche und politi-
sche Lage in Deutschlands im
Jahre 1923 war durch fol-

gende Hauptmomente gekennzeich-
net:

Die im Januar 1923 erfolgte Beset-
zung des Ruhrgebietes und des
Rheinlandes durch Frankreich und
Belgien hat Deutschland der hauptsäch-
lichsten lebenswichtigsten Grundlagen
seiner Wirtschaft beraubt: 80 % der
Eisen- und Stahlerzeugung und 71 %
der Kohlenförderung gingen verloren.
Im Zusammenhang damit brach über
die deutsche Industrie und die ge-
samte Volkswirtschaft des Landes
eine schwere Wirtschaftskrise herein.

Die katastrophale Lage der deutschen
Wirtschaft wurde gekennzeichnet
durch drei Momente des staatlichen
und wirtschaftlichen Lebens: das Er-
liegen der Industrie und die Zunahme
der Erwerbslosigkeit, den Zusammen-
bruch der Staatsfinanzen und die
Geldentwertung. Insgesamt betrug
die Zahl der Erwerbslosen und der
Kurzarbeiter (die entweder nur einige
Tage in der Woche oder nur einige
Stunden am Tag beschäftigt waren)
im letzten Quartal des Jahres 1923
ca. 8 Millionen, d.h. mehr als die
Hälfte der ganzen Arbeiterklasse
Deutschlands

Um die von den Siegermächten auf-
erlegten Reparationskosten aufzu-
bringen, ließ die Reichsregierung die
Notenpresse Geld drucken. 

100 Jahre Hamburger Aufstand
Von Olaf Harms, Vorsitzender der Gedenkstätte Ernst Thälmann

Der Prozess der Markentwertung
schlug ein geradezu schwindelerre-
gendes Tempo ein. Die sozialen Fol-
gen des Bankrotts der Volkswirtschaft
waren ganz unverkennbar und hatten
die äußerste Verelendung der Arbei-
terklasse und des Mittelstandes nach
sich gezogen. Für den Betrag der wö-
chentlichen staatlichen Erwerbslosen-
Unterstützung konnte sich ein
Erwerbsloser einen Liter Milch oder
ein Pfund Brot kaufen. Die Monats-
pension eines Rentners reichte ge-
rade aus, um ein Exemplar einer
Zeitung oder eine Schachtel Streich-
hölzer zu kaufen.

Die Wirtschaftskrise 
des Landes zog die 

politische Krise nach sich

Anfang August kam es zum General-
streik, der von den unter dem Einfluss
der KPD stehenden Betriebsräten or-
ganisiert worden war und die
(deutsch-nationale) Regierung Cuno
stürzte. Stresemann, den der Präsi-
dent der Republik, der Sozialdemo-
krat Ebert, mit der Bildung einer
neuen Regierung beauftragte, er-
klärte, dass er „die letzte bürgerliche
Regierung" bilde. Er war überzeugt,
dass diese Regierung gestürzt und in
Deutschland die Diktatur des Proleta-
riats errichtet werden würde.

Unter dem Einfluss der wirtschaftli-
chen Not machte die Revolutionie-
rung der Arbeiterklasse in der Tat
rasche Fortschritte. Das Kleinbürger-
tum erwartete die Rettung von der Ak-
tion des Proletariats und orientierte
auf die Revolution. Der Einfluss der
KPD unter den Arbeitern begann
rasch anzusteigen, während gleich-
zeitig der Einfluss der Sozialdemokra-
tie unaufhörlich zurückging. Im
ganzen Land kam es zu sog. Lebens-
mittelunruhen, die Arbeiter beschlag-
nahmten kurzerhand die Lebensmittel
in den Läden und verteilten sie. Die
Arbeiterklasse  bildete  spontan prole- 

tarische  Kampfhundertschaften  und-
bereitete sich auf die Entscheidungs-
kämpfe vor. Im Oktober waren
nahezu 250.000 Menschen in diesen
proletarischen Hundertschaften orga-
nisiert, die zum Teil bewaffnet waren.

Im Oktober kam es in Sachsen und
Thüringen zur Bildung von Arbeiterre-
gierungen aus Kommunisten und lin-
ken Sozialdemokraten, die in der
Folge von den Reichswehrtruppen
auseinandergejagt wurden.

Diese Hauptmomente der politischen
und wirtschaftlichen Lage in der zwei-
ten Hälfte 1923 zeugen davon, dass
zu jener Zeit eine akut revolutionäre
Situation gegeben war.

Die Lage in Hamburg

Am 21. Oktober wurde auf Initiative
der KPD nach Chemnitz ein Betriebs-
rätekongress einberufen. Dieser Kon-
gress sollte den Generalstreik
proklamieren, der in der Folge, so der
Plan der KPD, in den bewaffneten
Kampf des Proletariats um die Macht
umschlagen sollte. Nach der Über-
zeugung der Hamburger Parteiorga-
nisation ließ die Situation in
Mitteldeutschland erwarten, dass von
dort aus in den allernächsten Tagen
das Signal zum Aufstand gegeben
und dass dieser ganz Deutschland er-
fassen wird.

Zur Zeit des 20. Oktobers war die
Stimmung unter den Arbeitermassen
Hamburgs revolutionärer als ir-
gendwo sonst in Deutschland. Mit
Rücksicht hierauf, sowie auf den Um-
stand, dass im Hamburger Bezirk
keine Truppen standen, und vor dem
Hintergrund, dass mit einem günsti-
gen Ausgang des Chemnitzer Kon-
gresses gerechnet wurde, sollte der
Aufstand in Hamburg beginnen und
zum Signal werden für den General-
aufstand.
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Der Aufstand

Es standen sich höchst unterschiedli-
che Kräfte gegenüber. Auf der einen
Seite etwa 250 bis 300 äußerst
schwach bewaffnete Arbeiter, auf der
anderen Seite mehr als 6.000 Mann
aus Reichswehr, Polizei und Reichsma-
rine, schwer bewaffnet mit Geschützen,
Panzern und Torpedobooten. Es gelang
den Aufständischen, handstreichartig
rund 20 Polizeiwachen zu besetzen.
3 Tage hielten die Kämpfer durch,
aktiv unterstützt aus der Bevölkerung,
die von ihren kargen Lebensmitteln
abgab und beim Barrikadenbau be-
hilflich war. Insbesondere aus den
Reihen der Jugend und der Frauen
fanden die Kämpfer Unterstützung.
Deshalb gelang es der sozialdemo-
kratischen Hamburger Regierung
nicht, den Aufstand zu brechen.

Die Hamburger Kommunisten hatten
mit dem Aufstand ein Signal an das
restliche Reich gegeben, welches ihm
jedoch nicht folgte. Eine Ursache liegt
auch in der Uneinheitlichkeit in der
KPD. Und nur mit einer hauchdünnen
sozialdemokratischen Mehrheit be-
schloss der Kongress in Chemnitz
nicht den Generalstreik. Die Arbeiter
verhielten sich in Hamburg zwar soli-
darisch, ebenso die Masse der in der
Sozialdemokratie organisierten Arbei-
ter. Aber sie griffen nicht aktiv ein, der
Aufstand verbreiterte sich nicht,
weder in Hamburg noch im Reich. So
blieb den Kämpfern nur der Ausweg,
nach mehr als 60 Stunden Gefecht,
den geordneten Rückzug anzutreten.

Der Hamburger Aufstand endete zwar
mit einer militärischen Niederlage,
aber mit einem politischen Erfolg. Die-
ser ist an drei Dingen messbar: 

Mehr als 50.000 Mitglieder traten aus
der SPD aus. Die KPD, die führende
Kraft des Aufstandes, erhielt bei der
nachfolgenden Reichstagswahl Stim-
mengewinne: Reichsweit  von  18%

auf 26%, in Hamburg von 11% auf
18%. Das Ansehen der KPD war
wegen des Hamburger Aufstandes in
der Bevölkerung nicht gesunken, son-
dern gewachsen. Er zeigte der Arbei-
terklasse, dass die Kommunistische
Partei sich nicht im Parlamentarismus
verlor, sondern sich für die grundsätz-
lichen Veränderungen im Interesse
der arbeitenden Bevölkerung ein-
setzte

Die Niederlage hatte weitreichende
Folgen für die damals noch junge
Kommunistische Partei Deutschlands
gehabt, immerhin war die Partei ge-
rade mal 5 Jahre alt - der Prozess zur
Formierung als starke Interessenver-
tretung der Arbeiterklasse und revolu-
tionäre Partei mit Masseneinfluss
wurde beschleunigt.

Und international begann nach dem
Hamburger Aufstand und Aufstands-
versuchen in anderen Ländern in der
Kommunistischen Internationale die
Diskussion über die Möglichkeit des
Aufbaus des Sozialismus vorerst in
einem Land.

Die Lehren 
des Hamburger Aufstands

Es kann nicht darum gehen, dem My-
thos des bewaffneten Kampfes zu
huldigen. Er kann nur ein Mittel sein,
um sich gegen reaktionäre und be-
waffnete Angriffe zu verteidigen.

Jede fortschrittliche Umwälzung der
Gesellschaft kann nur dann gelingen.
wenn die Masse der Bevölkerung,
und insbesondere die Arbeiterklasse,
die Werktätigen in den Betrieben und
die vom Produktionsprozess Ausge-
grenzten, dahinterstehen und aktiv
mit eingreifen. Dazu gehört die Arbeit
in den Betrieben und den Gewerk-
schaften. Dort muss es gelingen, über
den Abwehrkampf hinaus gesell-
schaftliche Alternativen zum Kapitalis-
mus aufzuzeigen.

Die Menschen in den Betrieben und
Stadtteilen können nur gewonnen
werden, indem ihre Sorgen und Nöte
aufgegriffen werden. Damals wie
heute kann es deshalb nur darum
gehen, aktiv gegen die Geißel des
Kapitalismus, gegen die Massenar-
beitslosigkeit und Armut, gegen den
Raubbau an den sozialen Siche-
rungssystemen vorzugehen.

Die Kommunistische Partei als organi-
sierter Ausdruck der kommunistischen
Strömung in der Arbeiterbewegung un-
seres Landes spiegelt in ihrer Ge-
schichte das Leben und Wirken von
Generationen von Kommunisten und
Kommunistinnen in ihrer Zeit, in den
damaligen ökonomischen und gesell-
schaftlichen Zusammenhängen wider.
Von den Erfahrungen früherer Gene-
rationen von Kommunisten lernend,
und mit den Erfahrungen, die wir
heute sammeln, tragen wir dazu bei,
die Abwehrkämpfe zu organisieren
und schließlich aus der Defensive
wieder in die Offensive zu kommen.
Deshalb ist die Bündelung aller ehrli-
chen revolutionären und sich als
Kommunistinnen und Kommunisten
fühlenden Kräfte nötig. 
Je stärker diese Kräfte sind, desto
konsequenter lässt sich der Klassen-
kampf führen.

Wohlsdorfer Straße
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Am 2. August gab es in der Ge-
denkstätte den Besuch von 36
Bundeswehr-Soldaten und -Solda-
tinnen einer Sanitätskompanie aus
Rheine im Rahmen ihre politischen
Woche „Dienen wozu?“ 
Bei der Führung lag der Schwer-
punkt auf den Aktionen gegen den
Krieg in der Weimarer Republik
und im Widerstand gegen den Fa-
schismus. So ergab sich als Antwort
auf die Seminarfrage: Eintreten für
den Frieden ist eine zentrale Auf-
gabe auch und gerade in der Bun-
deswehr.  Leider bestand aus
Zeitgründen  keine Gelegenheit zu
einer  möglicherweise kontroversen
Diskussion.

Am 4. August veranstaltete die Ak-
tion „peace is red“  am Ende ihres
Sommercamps eine Demonstra-
tion,  ausgehend vom Thälmann
Haus in der Tarpenbekstraße zum
Hafen.
Etwa 120 Telnehmer und Teilneh-
merinnen, viele im Blauhemd und
mit den Fahnen der FDJ, folgten
dem Transparent  „Erst wenn den
Proleten die  Welt gehört,  wird der 

Frieden nicht mehr gestört“. Bezug
genommen wurde auf den Hambur-
ger Aufstand von 1923. Mit einem
Zitat aus der Einschätzung Ernst
Thälmanns begann die Auftaktkund-
gebung. Herausgearbeitet wurde der
Zusammenhang von Monopolprofiten
vor allem der Rüstungsindustrie  und
Krieg.
In einem Grußwort von Udo Spengler,
Mitglied des Kuratoriums, wurde daran
angeknüpft und Jean Jaures (franz. So-
zialist, ermordet 1913) zitiert: „Der Ka-
pitalismus beinhaltet den Krieg, wie
die Wolke den Regen“.  Wie 1914 die
SPD Führung ihre Zustimmung zu
den Kriegskrediten damit begründete,
dass man gegen das zaristische
Russland Freiheit und Demokratie
verteidige, so begründet die grüne Au-
ßenministerin heute die Unterstüt-
zung der Ukraine als Verteidigung
westlicher Werte.- Obwohl man
durchaus unterschiedlicher Meinung
zu den Kriegsparteien sei, so Udo
Spengler,  sei man doch in einem
einig: Der Feind steht im eigenen
Land, es sind die Monopole und die
Kriegstreiber in der Bundesrepublik.
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